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TOP 8: Bauleitplanung;  

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 66 "Kreuzstraße V",  
- Abwägung der Stellungnahmen der ersten Auslegung 

 
Sachverhalt: 
 
 
Der Markt Bad Endorf hat in der Sitzung am 20.09.2022 den Entwurf des Bebauungsplans 
gebilligt.  
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 10.10.2022 
bis 10.11.2022 statt.  
 
 
Bebauungsplan, Begründung und Umweltbericht werden nach der Sitzung entsprechend der 
Beschlüsse angepasst. Die bereits angepasste Planzeichnung können Sie der Anlage 
„20230309 PLAN Entwurf Neu“ entnehmen.   
 

 

Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange ohne Anregungen, Einwendungen, Be-
denken oder Hinweisen 
Folgende Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden haben keine Bedenken gegen 
den Bebauungsplan erhoben bzw. ihr Einverständnis mit der Planung erklärt oder mitgeteilt, 
dass sie von der Planung nicht berührt sind. 

Nr. Name/ Bezeichnung Art der Stellungnahme Datum 

1 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung (ADBV)  Keine Bedenken  04.10.2022  

2 Bayersicher Bauernverband Keine Bedenken 05.10.2022 



3 Landratsamt Rosenheim, Tiefbauverwaltung  Keine Bedenken  06.10.2022 

4 Regionaler Planungsverband  Keine Bedenken 10.10.2022 

5 Landratsamt Rosenheim, untere Denkmalschutzbehörde Keine Bedenken 14.10.2022 

6 Eisenbahn Bundesamt Keine Bedenken 20.10.2022 

7 IHK München und Oberbayern Keine Bedenken  26.10.2022 

8 Handwerkskammer Keine Bedenken 07.11.2022 

9 Landratsamt Rosenheim, Bodenschutzbehörde Keine Bedenken 09.11.2022 

10 Vodafone Keine Bedenken 09.11.2022 

Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange mit Anregungen, Einwendungen, Beden-
ken oder Hinweisen  

Nr. Name/ Bezeichnung Art der Stellungnahme Datum 

1 Höhere Landesplanung, Regierung von Oberbayern Keine Bedenken 10.10.2022 

2 Brandschutzdienststelle, LRA Rosenheim Hinweise 10.10.2022 

3 Untere Naturschutzbehörde, LRA Rosenheim Hinweis 20.10.2022 

4 Staatliches Bauamt Rosenheim Einwände/Hinweise 27.10.2022 

5 Deutsche Telekom Technik GmbH Hinweise 31.10.2022 

6 Bund Naturschutz Anregungen/Hinweise 07.11.2022 

7 Elektrizitätswerk Stern Hinweis 09.11.2022 

8 Vodafone Deutschland Hinweis 09.11.2022 

9 Deutsche Bahn AG, DB Immobilie Hinweis 10.11.2022 

10 Deutsche Bahn AG, DB Energie GmbH Hinweis 10.11.2022 

11 Bauleitplanung, LRA Rosenheim Anregungen 14.11.2022 

12 Untere Immissionsschutzbehörde, LRA Rosenheim Hinweis 14.11.2022 

13 Wasserwirtschaftsamt Einwendungen 

08.11.2022 

24.11.2022 

16.02.2023 

14 Bodenschutz, LRA Rosenheim Einwand/Angebot 10.11.2022 

1. Höhere Landesplanung, Regierung von Oberbayern, vom 10.10.2022 



 

 

Abwägungsvorschlag  

Die von der Landesplanung genannten Punkte sind vollumfänglich berücksichtigt.  

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Änderung der Planunterla-

gen.  

Abstimmungsergebnis: 

15 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
Frau Dr. Weigand nimmt an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil.  
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Brandschutzdienststelle, LRA Rosenheim, Schreiben vom 10.10.2022 



 

 

 

Abwägungsvorschlag  



Eine ausreichende Löschwasserversorgung für das Plangebiet ist nach Prüfung durch die 

Tiefbauabteilung des Marktes gegeben. 

Die Feuerwehr der Marktgemeinde Bad Endorf verfügt über eine Drehleiter. Die Sicherstel-

lung eines geeigneten Rettungswegekonzeptes auch für den 2. Rettungsweg ist entweder 

über eine bauliche Lösung oder über ausreichende Aufstellflächen im Rahmen eines Brand-

schutzkonzeptes zu gewährleisten. 

Für die Bauräume die parallel zu den öffentlichen Straßen liegen, ist eine ausreichende Auf-

stellfläche innerhalb der Verkehrsflächen gegeben. Für den westlichen Bauraum auf der Fl. 

Nr. 468 kann ggf. der bestehende Fuß- und Radweg im Süden als Teilfläche für den Aufstell-

bereich mitgenutzt werden.  

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Änderung der Planunterla-

gen. 

Abstimmungsergebnis:  

15 Ja Stimmen 
1 Nein Stimmen 
 
Herr Webersberger nimmt an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil.  
  



3. Untere Naturschutzbehörde, LRA Rosenheim, Schreiben vom 20.10.2022 

Es erfolgte bei dieser Planung bereits eine Vorabstimmung der wichtigsten Punkte. Lediglich 
in einem Punkt ist die Planung textlich anzupassen und ggf. der Plan anzupassen.  
Der naturschutzfachliche Mindeststandard für Pflanzpflichten liegt nicht bei 1 Baum pro 250 
qm, sondern bei 1 Baum pro 200 qm in Wohngebieten. 
Die Untere Naturschutzbehörde (uNB) äußert sich nicht weiter zu o.g. Bauleitplanung.  

Abwägungsvorschlag  

Der Anregung wird gefolgt. 

Beschlussvorschlag 

Die Festsetzung A 8.4 wird wie folgt geändert:  

„Je angefangener 200 m² Grundstücksfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum 

zu pflanzen. […]“  

Abstimmungsergebnis:  

15 Ja Stimmen 
1 Nein Stimmen 
 
  
  



4. Staatliches Bauamt Rosenheim vom 27.10.2022 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 66 „Kreuzstraße V“ in der Fassung vom 
20.09.2022 bestehen seitens des Staatlichen Bauamtes Rosenheim, sowohl vom Fachbe-
reich Straßenbau, wie auch vom Fachbereich Hochbau keine Einwände, wenn die unter 2.2 
ff genannten Punkte beachtet werden. 
2.4 Einwendungen 

a) Im Bauleitplangebiet befinden sich straßenrechtliche Ortsdurchfahrtsgrenzen. Diese 
sind aus der Anlage ersichtlich. Die fehlenden straßenrechtlichen Ortsdurchfahrtsgren-
zen (ODE, ODV, FS) müssen in den Bauleitplan eingetragen werden. 

b) Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist ausschließlich über das 
untergeordnete Straßennetz vorzusehen (Art. 18 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 1 BayStrWG). 
Ausgenommen hiervon ist das Anwesen mit der Flurnummer 466/4 (Gemarkung Bad 
Endorf), die bereits bestehende Zufahrt zum Grundstück darf weiterhin genutzt werden. 

c) Zur Freihaltung der Sichtflächen ist folgender Text in die Satzung zum Bebauungsplan 
aufzunehmen: 
‚Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen 
neue Hochbauten nicht errichtet werden: Wälle Sichtschutzzäune, An-pflanzungen al-
ler Art und Zäune sowie Stapel, Haufen u. ä. mit den Grundstück nicht fest verbunden 
Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die 
Fahrbahnebene erheben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie 
Bauten oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, 
die dies Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Einzelbaum-
pflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustim-
men. 

d) An der St 2092 ist gemäß RAST06 in 3 m Abstand vom Fahrbahnrand der Staatsstraße 
ein Sichtdreieck auf 70 m Länge (gemessen in der Fahrspurachse der Staatsstraße) 
von baulichen Anlagen (auch Parkplätzen) und sichtbehindernden Gegenständen aller 
Art (auch Anpflanzungen) mit einer Höhe von mehr als 0,80 m über den anliegenden 
Fahrbahnen freizuhalten. 

e) Vorgesehene Lärmschutzwände sind auf Privatgrund zu errichten. 
f) Weitere direkte Zufahrten und Zugänge zur Staatsstraße 2092 dürfen nicht angelegt 

werden. 
g) Neu zu pflanzende Bäume und Sträucher dürfen nur hinter dem bestehenden Gehweg, 

auf Privatgrund und unter Einhaltung der Sichtdreiecke gepflanzt werden. Das 
Lichtraumprofil der Staatsstraße und des Gehwegs ist freizuhalten. 

h) Die bestehende Straßenentwässerung der Staatsstraße darf durch die Bauleitplanung 
nicht beeinträchtigt werden. Sämtliche Einmündungen und Zufahrten müssen durch 
entwässerungstechnische Maßnahmen so gestaltet werden, dass der Staatsstraße 
kein Oberflächen-, Dach-, oder Niederschlagswasser aus dem Grundstück zufließen 
kann. 

i) Sollte die Tiefgarage einen knappen Abstand zur Staatsstraße ausweisen, sollte beim 
Aushub der Baugrube auf einen entsprechenden Baugrubenverbau bzw. eine Spund-
wand zum Schutz der Straße und des Gehweges geachtet werden. Der Abstand zur 
Fahrbahnkante der Staatsstraße sollte so groß wie möglich sein (> 5,00 m), da Set-
zungsschäden meist nicht ausgeschlossen werden können, insbesondere dann, wenn 
diese wieder gezogen oder rückgebaut werden. 
Vor Beginn der Baugrubenaushebung bzw. vor Spundwandsetzung ist deshalb unbe-
dingt ein Ortstermin (Beweissicherung) mit der Straßenmeisterei Rosenheim Tel.: 
08031/290 181 26 zu vereinbaren, um den aktuellen Ist-Stand der Straße bzw. des 
Gehweges aufzunehmen und zu dokumentieren. Auch nach dem Rückbau der Bau-
grubensicherung ist ein weiterer Termin mit der Straßenmeisterei erforderlich, so dass 
mögliche Setzungsschäden im Soll-Ist-Vergleich festgestellt und dann vom Bauherren 
beseitigt werden können und müssen. Dies gilt auch für später auftretende Setzungs-
schäden. Sollten Schäden am Gehweg bzw. der Fahrbahn auftreten die auf die Set-
zung und die Ziehung der Spundwände zurückzuführen sind, müssen diese 



unverzüglich vom Verursacher zu seinen Lasten behoben werden, weshalb diese Do-
kumentation sehr wichtig ist. 
Bei der Spundwandsetzung ist auch auf mögliche Leitungen oder Sparten zu achten, 
so dass entsprechende Unterlagen bei den Ver- und Entsorgungsträgern eingeholt 
werden müssen. Eine rückverankerte Spundwand unter der Straße mit Verpressankern 
ist auszuschließen. 
Eine erforderliche Bauwasserhaltung darf nicht über die Staatsstraße und deren Ent-
wässerungseinrichtungen abgeleitet werden. 

j) Parkplätze im Zuge der Staatsstraße (Rückwärts ausparken) sollte vermieden werden. 

 
2.5 Hinweis: 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich das Bauvorhaben im Einwirkungsbereich 
der Straßenemissionen befindet. Eventuell künftige Forderungen auf die Erstattung von 
Lärmsanierungsmaßnahmen durch den Straßenbaulastträger können daher gemäß den Ver-
kehrslärmschutzrichtlinien (VLärmSchR 97) durch den Eigentümer nicht geltend gemacht 
werden. 

Abwägungsvorschlag  

Die einzelnen Einwände werden wie folgt behandelt: 

a) Die Ortsdurchfahrtsgrenze ist sowohl im Plan als auch in der Satzung unter B 1 nach-

richtlich gekennzeichnet.  

b) Die zukünftige Nutzbarkeit der bestehenden Zufahrt von der Staatsstraße auf die Fl. 

Nr. 466/4 wird zur Kenntnis genommen. Der Zufahrtsbereich wurde entsprechend mit 

Sichtdreiecken im Plan gekennzeichnet.  

c) Unter C 8 wurden die Sichtdreieck in der Satzung hinweislich aufgenommen und der 

Textvorschlag bereits berücksichtigt.  

d) Die Sichtdreiecke wurden mit entsprechenden Hinweisen zu Gegenständen und An-

pflanzungen in der Planung berücksichtigt, siehe auch Abwägung zu b) und c).  

e) Der Hinweis, dass Lärmschutzwände auf Privatgrund zu errichten sind, ist lediglich 

eine Klarstellung.   

f) In der der Satzung wurde unter 7.5. festgesetzt, dass an den gekennzeichneten Be-

reichen entlang der Wasserburger Straße keine Ein-/Ausfahrt zu den Baugrundstü-

cken zulässig ist. Hiervon ausgenommen ist der Teilbereich der Fl. Nr. 466/4.  

g) Die vorgeschlagenen Baumpflanzungen entlang der Wasserburger Straße befinden 

sich ausschließlich auf Privatgrund, also hinter dem bestehenden Gehweg und au-

ßerhalb der Sichtdreiecke der Fl. Nr. 466/4. Eine Beeinträchtigung des Lichtraumpro-

fils der Staatsstraße und des Gehweges ist nicht gegeben.  

h) Der Hinweis zur Straßenentwässerung ist lediglich eine Klarstellung.   

i) Der Hinweis zur Errichtung von Tiefgaragen im Nahbereich der Staatsstraße ist ledig-

lich eine Klarstellung.   

j) Der Hinweis zu Parkplätzen und Parkmanövern an der Staatsstraße betrifft nur die Fl. 

Nr. 466/4, da bei den übrigen Grundstücken eine Zu- und Ausfahrt unzulässig ist. Der 

Eigentümer der Fl. Nr. 466/4 wird über die Bedenken informiert. 

Beschlussvorschlag 

Die Bedenken und Anregungen werden zu Kenntnis genommen. Das Schreiben wurde den 

Grundstückseigentümern zur Information weitergeleitet.  



Abstimmungsergebnis: 

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 

 

5. Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 31.10.2022 

 

 

 



 

 

 



Abwägungsvorschlag  

Die bestehenden Telekommunikationslinien (TK-Linien) gem. beigefügter Plandarstellung 

der Telekom befinden sich außerhalb der festgesetzte überbaubaren Grundstücksflächen 

(Baugrenzen) und der festgesetzten zu pflanzenden Bäume. Eine Veränderung bei TK-Li-

nien unterhalb der öffentlichen Flächen ist nicht erforderlich und auch nicht vorgesehen.  

Bei dem Plangebiet handelt es sich nicht um ein Neubaugebiet, sondern um ein bestehen-

des Wohngebiet, das eine Neustrukturierung und Nachverdichtung erfahren soll. Eine Er-

schließung ist jederzeit über die bestehenden, öffentlichen Verkehrsflächen möglich. Neue 

öffentliche Straßen und Wege sind nicht geplant. Bei einem Ausbau des Gehweges an der 

Kreuzstraße wird sofern erforderlich eine ausreichende Leitungszone für die Unterbringung 

der TK-Linien berücksichtigt. 

 

 

Abwägungsvorschlag  

Die Stellungnahme hat keine Auswirkung auf die Planung.  

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Plan zu den bestehenden TK-Linien 

wird in der Begründung ergänzt. 

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
 
  



6. Bund Naturschutz, Schreiben vom 07.11.2022 

 

 

 



 

Abwägungsvorschlag  

Der Marktgemeinderat bedankt sich für die Hinweise und Anregungen. 

Spezieller Artenschutz 

Seitens des Eigentümers und der Baufirma fand bereits eine Begehung des zum Abriss ge-

planten Gebäudes auf Flurstück 466/4 statt. Nachweise auf das Vorkommen von Fledermäu-

sen und Gebäudebrütern konnten nicht erbracht werden. Sollten sich der Abriss und die 

Bauarbeiten zeitlich verzögern, ist ein weiterer Kontrollgang durchzuführen.  

Folgender Hinweis wird daher in den Satzungstext aufgenommen.  

„Das alte Bestandsgebäude auf Flurstück 466/4 ist zeitnah vor dem geplanten Abriss von ei-

nem Fachkundigen/ einer Fachkundigen auf das Vorkommen von Gebäudebrütern und Fle-

dermäusen zu untersuchen. Ist ein Vorkommen geschützter Arten nicht auszuschließen, ist 

der Abriss so zu terminieren, dass es zu keiner Tötung von Artindividuen kommt (§ 44 Abs. 1 

Nr. 1). Außerdem sind in Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde im Vorfeld Er-

satzquartiere in erforderlichem Umfang zu entwickeln (§ 44 Abs. 1 Nr. 3).“ 

Die Vorgaben für zukünftige Beleuchtungsanlagen wurden bereits hinweislich unter C 13.2 

zum Schutz von Insekten und Fledermäusen in der Satzung übernommen. Eine weitere Er-

gänzung ist nicht erforderlich. 

Bauliche Gestaltung 

Die Lage des Plangebiets befindet sich am nördlichen Ortseingang von Bad Endorf. Durch 

die geplante Nachverdichtung wird die Möglichkeit geschaffen den Bedarf an zusätzlichem 

Wohnraum in diesem Ortsquartier zu decken. Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum im 

Gemeindegebiet soll auf mehrere Bereiche verteilt und nicht an einer Stelle konzentriert wer-

den. Das Plangebiet befindet sich zum wesentlichen Teil innerhalb des Sanierungsgebietes 



von Bad Endorf und orientiert sich mit den Festsetzungen zu Bauweise und baulicher Gestal-

tung an den Zielen der Sanierungssatzung und des Gestaltungshandbuches Ortsmitte. 

Eine noch weitergehende Verdichtung z.B. mit der vorgeschlagenen Blockrandbebauung 

entspricht daher nicht den Zielen des Ortsbildes, der Verteilung von zusätzlichem Wohnraum 

im Gemeindegebiet und den Vorgaben des Sanierungsgebietes. Es erfolgt daher keine Än-

derung der Planung. 

Oberflächenwasserbeseitigung 

Unter C 17.4 wird empfohlen Regenwasser auf den Privatgrundstücken zu sammeln und zu-

rückzuhalten. Zudem wurde durch die Gesamtversiegelung durch die Festsetzung einer 

max. Grundflächenzahl in Abhängigkeit von Bauweise und unterirdischer Unterbringung des 

ruhenden Verkehrs beschränkt, so dass die Möglichkeit zur Grundwassererneuerung durch 

flächige Versickerung des Niederschlagswassers ausreichend berücksichtigt wurde. Es er-

folgt daher keine Änderung der Planung. 

Dachflächen / Energieeinsparung und erneuerbare Energien 

Eine verpflichtende Regelung zur Nutzung von Solarenergie ist derzeit rechtlich nicht mög-

lich, da kein Anschluss- und Betriebszwang oder Betriebspflichten vorgegeben werden dür-

fen. Es erfolgt daher keine Änderung der Planung. 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Entsprechend der Abwägung werden die 

ausgeführten Hinweise im Satzungstext ergänzt. 

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  



7. Elektrizitätswerk Stern vom 09.11.2022 

 

Abwägungsvorschlag  

Nach Abstimmung mit dem Elektrizitätswerk ist aufgrund der geplanten Nachverdichtung 

eine zusätzliche Trafostation innerhalb des Plangebietes erforderlich. Bezüglich des Standor-

tes werden derzeit Abstimmungsgespräche mit den Grundstückseigentümern des Plangebie-

tes geführt, sowie die Möglichkeiten einer Trafostation außerhalb des Plangebietes geprüft. 

Die Ergebnisse der Abstimmungen werden in der Satzung bzw. der Begründung ergänzt. 

Es soll zudem folgender Hinweis aufgenommen werden: Bei Planung eines Bauvorhabens 

ist mit dem örtlichen Stromversorger, die Elektrizitätswerk Stern KG Bad Endorf, Notwendig-

keit und Standort einer Trafostation abzustimmen.  

Beschlussvorschlag 

Der Hinweis wird im Bebauungsplan aufgenommen. Die Ergebnisse der Abstimmungen zu 

einer neuen Trafostation werden in der Satzung ergänzt. 

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  
  



8. Vodafone, Schreiben vom 09.11.2022 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren 
Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass un-
sere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und 
vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. 
Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Telekommunikationsanlagen er-
forderlich werden, benötigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an 
TDR-S-Bayern.de@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen 
sowie die notwendigen Arbeiten durchführen zu können. 
Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen ent-
stehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind. 

 

Abwägungsvorschlag  

Die bestehenden Telekommunikationsanlagen gem. beigefügter Plandarstellung befinden 

sich außerhalb der festgesetzte überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) und der 

festgesetzten zu pflanzenden Bäume.  

Eine Veränderung der Telekommunikationsanlagen ist nicht erforderlich und auch nicht vor-

gesehen. 

Beschlussvorschlag 

Die Plandarstellung wird zur Kenntnis genommen und informativ in der Begründung ergänzt.  

Abstimmungsergebnis: 

 

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 



9. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Schreiben vom 10.11.2022 

 

 

 

Abwägungsvorschlag  

Die 110 kV-Bahnstromlinie verläuft nördlich außerhalb des Plangebietes. Im 30 m Schutz-

streifen der Bahnstromleitung Nr. 407 befindet sich ausschließlich die öffentliche Verkehrsflä-

che mit einem Grünstreifen als Straßenbegleitgrün. Die Stellungnahme hierzu von DB Ener-

gie wird berücksichtigt. 



Der Hinweis zu Eigentum und Betrieb der westlich außerhalb des Plangebietes befindlichen 

Bahnstrecke sowie die Hinweise zum bahneigenen Grundstück auf der Fl. Nr. 443/3 werden 

zur Kenntnis genommen.  

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Änderung der Planunterla-

gen. 

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  
  



10. Deutsche Bahn AG, DB Energie GmbH, Schreiben vom 10.11.2022 

 

 

 

 



 

 

 

Abwägungsvorschlag  

Die 110 kV-Bahnstromlinie verläuft nördlich außerhalb des Plangebietes. Im 60 m Schutz-

streifen der Bahnstromleitung Nr. 407 befindet sich ausschließlich die öffentliche Verkehrsflä-

che mit einem Grünstreifen als Straßenbegleitgrün. Eine Bebauung in diesem Bereich ist 

nicht zulässig. Die Bahnstromleitung und der Schutzstreifen werden in der Plandarstellung 

ergänzt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die 110 kV-Bahnstromlinie wird mit dem 

Schutzstreifen nachrichtlich in den Planunterlagen ergänzt. 

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  
  



11. Bauleitplanung, LRA Rosenheim, Schreiben vom 14.11.2022 

Bauplanungsrechtliche Anmerkungen und Hinweise: 
1. A 3.2.1 Soll die erhöhte GRZ künftig nur ausnahmsweise (echte Ausnahme nach § 31 

Abs. 1 BauGB) zugelassen werden oder soll sie aufgrund des Bestandes dort lediglich 
anders als im sonstigen Plangebiet allgemein zulässig festgesetzt werden (§ 16 Abs. 
5 BauNVO)? 

2. A 5.2 Satz 2, A 5.4 Satz 4, A 5.7.1 Satz 2, A 5.7.2: Der jeweils gleichlautende Hinweis, 
dass die festgesetzte bzw. gesetzliche GRZ „zu beachten ist“, ist Thema des Bauvoll-
zugs und bedarf keiner mehrfachen „Festsetzung“  

3. A 5.7 Rechtsgrundlage nicht gegeben und nicht ersichtlich 
4. A 6.9 Ist die detaillierte Fenstergestaltung „Zweiflügelfenster“, „Wiener Sprosse“ etc. 

als verbindliche Festsetzung erforderlich und durchsetzbar? 

Abwägungsvorschlag  

1. Da es sich bei den Reihenhäusern auf der Fl. Nr. 466 um zwei Einheiten ohne Flurtei-

lung handelt, ist eine anderweitige Festsetzung der zulässigen Gesamt-GRZ grund-

stücksbezogen nicht möglich. Die Regelung A 3.2.1 soll daher nur als Ausnahme ein-

zig für die Reihenmittelhäuser gelten und so den Bestand sichern auch für den Fall, 

einer nachträglichen Realteilung des Grundstückes Fl. Nr. 466. Es handelt sich damit 

um eine „echte“ Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB. Diese wird unverändert beibe-

halten. 

2. Der Anregung wird gefolgt. Der Verweis auf die Gesamt-GRZ gem. A 3.2 wird in den 

Festsetzungen A 5.2, A 5.4, A 5.7.1 und A 5.7.2 gestrichen. 

3. Der Anregung wird gefolgt, die Festsetzung A 5.7 wird gestrichen.  

Damit erfolgt jedoch keine Änderung der städtebaulichen Ziele in Hinblick auf die Un-

terbringung des ruhenden Verkehrs bei den zulässigen Mehrfamilienhäusern auf den 

Fl. Nrn. 466/4 und 468. Da offene Stellplätze ausschließlich in den ausgewiesen, 

oberirdischen Flächen zulässig sind, kann nur eine geringe Anzahl des erforderlichen 

Stellplatzbedarfs oberirdisch auf dem Grundstück angeordnet werden. Für alle weite-

ren Stellplätze ergibt sich damit, dass diese innerhalb des Gebäudes untergebracht 

werden müssen. Wenn keine wertvollen oberirdischen Geschossflächen hierfür ver-

wendet werden sollen, so ist die unterirdische Unterbringung in einer Tiefgarage die 

naheliegende Lösung.  

Mit der Regelung der oberirdischen Flächen für Stellplätze i.V.m. der festgesetzten 

Gesamt-GRZ bleiben die städtebaulichen Ziele weiterhin gesichert: 

— Sicherung von attraktiven privaten Gartenflächen (Gestaltung und Bepflan-

zung der unbebauten Flächen) für eine hohe Wohnqualität 

— Sicherung von Vorgartenbereichen zu den öffentlichen Verkehrsflächen 

Kreuzstraße und Wasserburger Straße 

— Erhalt des Ortsbildes in Bezug auf die Freianlagen 

— Beschränkung der oberirdischen Flächenversiegelung 

Rechtsgrundlagen für die Festsetzung A 5.6 sind: 

a. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB – Inhalt des Bebauungsplans  

b. i.V.m. § 12 Abs. 4 BauNVO – Stellplätze und Garagen 

4. Das Plangebiet befindet sich zum wesentlichen Teil innerhalb des Sanierungsgebie-

tes von Bad Endorf und orientiert sich mit den Festsetzungen zur baulichen Gestal-

tung an den Zielen der Sanierungssatzung und des Gestaltungshandbuches Orts-

mitte. Der Anregung wird gefolgt und die Sätze 3 ff der Festsetzung A 6.9 werden in 

die Hinweise übernommen. Auf die detaillierte Festsetzung zu Fensterteilungen wird 

verzichtet.  



Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgen folgende Änderungen der Plan-

unterlagen: 

▪ In den Festsetzungen A 5.2, A 5.4, A 5.7.1 und A 5.7.2 wird der Verweis auf die Ge-

samt-GRZ gem. A 3.2 gestrichen. 

▪ Die Festsetzung A 5.7 wird gestrichen. 

▪ In der Festsetzung A 6.9 werden die Sätze 3 ff in die Hinweise übernommen.  

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  
  



12. Untere Immissionsschutzbehörde, LRA Rosenheim, Schreiben vom 14.11.2022 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht grundsätzlich keine Anmerkungen. 
Redaktioneller Hinweis: 
Beim Text der Festsetzung 10.1.2 ist gemäß dem aktuellen Gutachten vom 26.09.2022 das 
Datum zu aktualisieren: Juni 2022 anstatt April 2021 
 

Beschlussvorschlag 

Das Datum in der Festsetzung A 10.1.2. wird redaktionell korrigiert. 

Abstimmungsergebnis: 

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



13. Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 08.11., 24.11.2022 und 

16.02.2023 

Schreiben vom 08.11.2022 
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim wurde im Zuge eines Bebauungsplanes (Nr. 66, 
,Kreuzstraße V“) durch die die Gemeinde Bad Endorf als Träger öffentlicher Belange um 
Stellungnahme gebeten. 
Die eingereichten Unterlagen legten den Verdacht einer Grundwassergefährdung durch eine 
vorhandene schädliche Bodenveränderung nahe. In seinen Untersuchungen konnte von der 
Gemeinde Bad Endorf beauftragte Büro für Baugrundberatung GmbH, Ebersberg, in einer 
der Aufschlussbohrungen hohe Belastungen durch Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW) 
deutlich oberhalb des Hilfswertes 2 gemäß LfU Merkblatt 3.8/1 in einer Tiefe von 5,7 m 
uGOK nachweisen. Sowohl die sensorische Prüfung als auch.der hohe Anteil kurzerkettiger 
MKW deuten auf einen Schaden durch Ottokraftstoff hin. 
Sowohl über den Betreiber als auch die technischen Einrichtungen der Betriebstankstelle ist 
bislang nichts bekannt. Auf Nachfrage hat die Gemeindeverwaltung in Bad Endorf mitgeteilt, 
dass entsprechende Nachforschungen nichts erbracht hätten. 
Der Gutachter empfiehlt aufgrund der Befunde folgendes: 

▪ Die Nutzungshistorie ist anhand von Unterlagen aus dem Bauarchiv (alte 
Bestandspläne, Betriebsgenehmigungen und Stilllegungsbescheinigungen der 
Tankstelle) moglichst detailliert zu erfassen. 

▪ Nach der historischen Recherche sollte ein angepasstes Untersuchungskonzept 
erstellt und in Abstimmung mit den zustandigen Behörden ausgeführt werden, um 
genauere Informationen zur Ausdehnung und Tiefenlage moglicher 
Untergrundverunreinigungen zu erhalten. 

Das Wasserwirtschaftsamt stimmt den gutachterlichen Vorschlagen vollumfanglich zu und 
stellt fest: 

▪ Innerhalb des umplanten Bereiches der beiden Flurstücke 463/T und 466/T, 
Gemarkung Bad Endorf, liegen schadliche Bodenveränderungen vermutlich durch 
Dieselkraftstoff, aber möglicherweise auch Ottokraftstoffe vor. 

▪ Letzteres würde die Möglichkeit von weiteren Verunreinigungen durch leichtflüchtige, 
aromatische Kohlenwasserstoffe (BTXE) nahelegen. 

▪ Der Grundwasserflurabstand ist örtlich unbekannt. 
▪ Inwiefern Gefahrdungen über den Wirkungspfad Boden — Mensch bzw. Boden — 

Bodenluft — Mensch vorliegen, ist momentan unbekannt. 

Das Wasserwirtschaftsamt fordert: 
▪ Für den umplanten Bereich ist zunächst eine historische Recherche durchzuführen. Mit 

Hilfe der Ergebnisse der Nutzungshistorie sowie vorhandener 
Entwässerungseinrichtungen aus dieser Untersuchung ist ein entsprechendes 
Untersuchungskonzept einer Detailuntersuchung, verbunden mit einer 
Gefahrdungsabschatzung für den Wirkungspfad Boden — Grundwasser bzw. soweit 
dies erforderlich wird, die Wirkungspfade Boden — Mensch bzw. Boden — Bodenluft 
— Mensch zu erstellen. 

▪ Mit diesen Untersuchungen ist ein geeignetes Gutachterbüro zu beauftragen. 
▪ Die Ergebnisse sind den beteiligten Behörden zuleiten. Es kann dann über das weitere 

Vorgehen entschieden werden. 

 
Einwendungen vom 24.11.2022 
Der Gefahrenverdacht schädlicher Bodenveränderungen ist bereits bodenschutzrechtlich 
bestä-tigt. Die Weiterplanung ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht bei jetzigem Wissensstand 
nicht sinn-voll, da bereits das Erfordernis einer weiteren Untersuchung besteht. 
Insbesondere kann anhand der bisherigen Untersuchungen der Umgriff (Lage und 
Ausdehnung) der schädlichen Bodenveränderungen nicht festgestellt werden. 
Ohne bekannten Umgriff der schädlichen Bodenveränderungen ist jedoch eine 
Kennzeichnung nicht möglich. 



Auch eine Versickerung von Niederschlagswasser im Geltungsbereich ist ohne bekannten 
Umgriff nicht möglich, da diese im Bereich schädlicher Bodenveränderungen nicht zulässig 
ist. 
Zudem ist in einer sachgerechten Abwägung grundsätzlich zu berücksichtigen, dass durch 
den Vollzug des Bebauungsplans nicht eventuell später erforderliche Maßnahmen auf Grund 
anderer Rechtsvorschriften (z. B. Sanierung aus Gründen des Grundwasserschutzes) 
erschwert werden. Ohne bekannte Lage und Ausdehnung der schädlichen 
Bodenveränderung ist somit auch eine Bebauung nicht zulässig 
Rechtsgrundlagen 
„Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlas-
ten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit IMS 
vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt wurde, insbeson-
dere die Abschnitte 2.1.3, 2.3.1 
Kennzeichnungspflicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB 
Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
Weitere Untersuchungen mit eindeutiger Feststellung von Lage, Ausdehnung und Art 
der Bodenbelastungen und Berücksichtigung der Ergebnisse bei der Bauleitplanung 
mit Kennzeichnung und sachgerechter Abwägung 
 
Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage 
Niederschlagswasserbehandlung 
Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann. Die vorliegende Konzeption 
ist jedoch nicht schlüssig. Auf Grund der festgestellten Rahmenbedingungen (MHGW ca. 1 
Meter unter GOK) ist davon auszugehen, dass ausschließlich eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers über Mulden zulässig ist. Vorgeschlagen werden jedoch Rigolen. Zudem 
wurde der notwendige Flächenbedarf für eine Muldenversickerung im Bebauungsplan nicht 
berücksichtigt. Auch auf Privatgrundstücken müssen die notwendigen Rückhalte- und Sicker-
flächen vorgesehen werden. 
Wir empfehlen von daher dringend die Festsetzung von erforderlichen Flächen zur Nieder-
schlagswasserbehandlung. 
Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
„Anfallendes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen muss auf den Bau-
grundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versickerung soll vorzugsweise breit-
flächig und über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene Oberbodenzone erfolgen.“ 
Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 
Die vorliegenden Altlasten und schädliche Bodenveränderungen im Planungsbereich, stehen 
unter Umständen in Konflikt mit der geplanten Bebauung. Zur Sicherstellung gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind in Abstimmung mit der zuständigen Bodenschutzbe-
hörde / Kreisverwaltungsbehörde das bestehende Gefährdungspotential der Altlasten und 
schädlichen Bodenveränderungen im Hinblick auf die relevanten Wirkungspfade abzuschät-
zen und geeignete Maßnahmen zur Gefahrenabwehr festzulegen. Für die Altlastenuntersu-
chungen ist ein qualifiziertes Sachverständigenbüro von der Gemeinde zu beauftragen. 
Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-
dere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, 
der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt 
wurde, wird verwiesen. 
Vorschlag zur Änderung des Plans: 
Kennzeichnungspflicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB 
Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt wer-
den, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die 
zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungs-
pflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).“ 



„Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bo-
den-veränderung oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in 
verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Alternativ ist 
ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, sickerfähigen Horizont vor-
zunehmen.“ 
 
Schreiben vom 16.02.2023 
Mit der Korrektur des MHGW besteht Einverständnis. 
Auf Grund der ungünstigen, geologischen Verhältnisse mit Schluffe und Geschiebelehne in 
den obersten Horizonten, muss jedoch davon ausgegangen werden, dass eine flächenhafte 
Versickerung nicht überall möglich bzw. sinnvoll ist. Insofern ist Ihr Textbaustein nicht ganz 
zutreffend und unseres Erachtens zu kurzgehalten. Wir schlagen deshalb folgenden Hinweis 
vor: 
„Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 
eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. 
Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitungen in das Grundwasser (Versickerung) 
die Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV (Niederschlags-
wasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für das zum schadlosen 
Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser) erfüllt sind.  
Hierbei ist das gesammelte Niederschlagswasser soweit es die Untergrundverhältnisse zu-
lassen über die belebte Bodenzone zu versickern. Kann eine Flächenversickerung oder das 
Anlegen von Mulden nachweislich nicht verwirklicht werden, ist eine linienförmige Versicke-
rung über Rigolen anzustreben. Eine punktuelle Versickerung über Sickerschächte darf nur 
angewendet werden, wenn nachweislich zwingende Gründe, wie z. B. entsprechend ungüns-
tige Untergrundverhältnisse, eine der vorgenannten Lösungen ausschließen. 
Es wird allgemein darauf hingewiesen, dass das Durchstoßen grundwasserschützender 
Deckschichten nicht zulässig ist. Die Sohle einer Versickerungsanlage darf im Rahmen der 
erlaubnisfreien Versickerung gemäß NWFreiV nicht tiefer als 5,0 m unter Geländeoberkante 
liegen und muss einen Abstand von 1,0 m zum mittleren jährlich höchsten Grundwasser-
stand (MHGW) aufweisen.  
Die Anforderungen der einschlägigen technischen Regeln sind einzuhalten (u.a. DWA-A 138, 
DWA-M 153, DWA-A 117). 
Ansonsten ist für die Niederschlagswassereinleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis beim 
Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet Wasserrecht, zu beantragen.  
Das Entwässerungskonzept sollte vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abge-
stimmt werden.“ 
Bei den vorliegenden Untergrundverhältnissen ist davon auszugehen, dass eine Versicke-
rung über Rigolen im gesamten überplanten Bereich möglich ist. Sickerschächte sind nur zu-
lässig, sofern es zwingende wasserwirtschaftliche Gründe hierfür gibt – der geringere Platz-
bedarf ist niemals eine entsprechende Begründung! Deswegen ist auch weiterhin der ent-
sprechende Platzbedarf für eine Versickerung über Rigolen im Bebauungsplan zu berück-
sichtigen! 
Auf Grund der schädlichen Bodenverunreinigung im überplanten Gebiet halten wir es außer-
dem für unbedingt erforderlich folgenden Hinweis bei der Versickerung mit aufzunehmen: 
„Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bo-
denveränderung oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in 
verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Alternativ ist 
ein Bodenaustausch im Bereich der Sickerwege bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, 
sickerfähigen Horizont vorzunehmen.“  

Abwägungsvorschlag  

Altlasten 

Es wurden bereits weitere Untersuchungen mit eindeutiger Feststellung von Lage, Ausdeh-

nung und Art der Bodenbelastungen veranlasst. Diese werden mit den zuständigen Behör-

den abgestimmt. Die Ergebnisse der Abstimmung werden in der weiteren Planung 



berücksichtigt und die Altlastenfläche im Plan nachrichtlich gekennzeichnet. Damit wird eine 

sachgerechte Abwägung sichergestellt.  

 

Niederschlagswasserbeseitigung 

In Abstimmung mit dem WWA wurde das Bodengutachten nochmals überprüft und  überar-

beitet. Den Anregungen des WWA vom 16.02.2023 wird in Teilen gefolgt. 

Folgende Hinweise werden in der Satzung ergänzt:  

„Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 

eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. 

Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitungen in das Grundwasser (Versickerung) 

die Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV (Niederschlags-

wasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für das zum schadlosen 

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser) erfüllt sind.  

Hierbei ist das gesammelte Niederschlagswasser soweit es die Untergrundverhältnisse zu-

lassen über die belebte Bodenzone zu versickern. Alternativ ist eine linienförmige Versicke-

rung über Rigolen anzustreben. Eine punktuelle Versickerung über Sickerschächte darf nur 

angewendet werden, wenn nachweislich zwingende Gründe, wie z. B. entsprechend ungüns-

tige Untergrundverhältnisse, eine der vorgenannten Lösungen ausschließen. 

Das Entwässerungskonzept sollte vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abge-

stimmt werden.“ 

„Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädlichen Bo-

denveränderung oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in 

verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert werden. Alternativ ist 

ein Bodenaustausch im Bereich der Sickerwege bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, 

sickerfähigen Horizont vorzunehmen.“ 

 

Folgende Verweise werden informativ in der Begründung aufgenommen: 

Es wird allgemein darauf hingewiesen, dass das Durchstoßen grundwasserschützender 

Deckschichten nicht zulässig ist. Die Sohle einer Versickerungsanlage darf im Rahmen der 

erlaubnisfreien Versickerung gemäß NWFreiV nicht tiefer als 5,0 m unter Geländeoberkante 

liegen und muss einen Abstand von 1,0 m zum mittleren jährlich höchsten Grundwasser-

stand (MHGW) aufweisen.  

Die Anforderungen der einschlägigen technischen Regeln sind einzuhalten (u.a. DWA-A 138, 

DWA-M 153, DWA-A 117). Ansonsten ist für die Niederschlagswassereinleitung eine was-

serrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet Wasserrecht, zu beantra-

gen 

Beschlussvorschlag 

Die o. g. Hinweise werden in der Satzung und Begründung ergänzt.  

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 
  



14. Bodenschutz, LRA Rosenheim, Schreiben vom 10.11.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
in der Anlage übersenden wir Innen zunächst die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsam-
tes zur Kenntnis und Beachtung. Zunächst bitten wir Sie, uns Auskünfte zur Historie der 
Grundstücksnutzung zukommen zu lassen. 
Gegebenenfalls ist es hier notwendig auch im Gemeindearchiv Informationen zu beschaffen. 
Gerne würden wir dann mit Ihnen das weitere Vorgehen, insbesondere die Forderungen des 
Wasserwirtschaftsamtes betreffend, in einem gemeinsamen Gespräch erläutern. 
Anlage: Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes vom 08.11 2022, siehe oben. 

Abwägungsvorschlag  

Es wurden bereits weitere Untersuchungen mit eindeutiger Feststellung von Lage, Ausdeh-

nung und Art der Bodenbelastungen veranlasst. Diese werden mit den zuständigen Behör-

den abgestimmt. Die Ergebnisse der Abstimmung werden in der weiteren Planung berück-

sichtigt und die Altlastenfläche im Plan nachrichtlich gekennzeichnet. Damit wird eine sach-

gerechte Abwägung sichergestellt.  

Beschlussvorschlag 

Es wird auf die Stellungnahme und Abwägung zu 12. Wasserwirtschaftsamt Rosenheim ver-

wiesen.  

Abstimmungsergebnis:  

16 Ja Stimmen 
0 Nein Stimmen 
 

 

  


